
Bundessozialgericht

— 42 RK 8/76 —

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r teei l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigtez „...........................

g e g e n

ao.......owoo-no-luccuoocoooooo.uoo-ooocoooo ..... ..

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 12. Senat des Bundessozialgerichts ohne münd-

liche Verhandlung am 27. Januar 4977 für Recht erkanntz

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Lan—

dessozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom
27. November 1975 aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird
zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Beteiligten streiten darüber, ob die wegen ihrer Beschäf—

tigung bei ihrem Ehemann auf ihren Antrag von der Versiche—

rungspflicht zur Rentenversicherung der Angestellten befreite

Klägerin auf die Befreiung verzichten kann.

Die in der Anwaltskanzlei ihres Ehemannes als Bürovorsteherin

beschäftigte Klägerin wurde auf ihren Antrag mit Bescheid der

Beklagten vom 26. Oktober 4967 gemäß Art. 2 5 4 des Zweiten

Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes vom 23. Dezember 1966

(2° RVÄndG) von der Versicherungspflicht befreit. Am 18. Okto—

ber 1972 erklärte sie gegenüber der Beklagten, daß ihre Be—

freiung von der Versicherungspflicht ab sofort enden solle.

Dies lehnte die Beklagte mit der Begründung ab, das Renten-

reformgesetz (REG) sehe für Ehegatten, die im Hinblick auf
die Beschäftigung bei ihren Ehegatten von der Versicherungs-

pflicht befreit worden seien, keine Verzichtsmöglichkeit vor
(Bescheid vom 12. Februar 1975). Widerspruch, Klage und Beru—
fung der Klägerin blieben ohne Erfolg (Widerspruchsbescheid

vom 280 März 1975, Urteil des Sozialgerichts —SG—Detmold

vom 44. November 4974, Urteil des Ländessozialgerichts —LSG—

für das Land Nordrhein—Westfalen vom 27. November 1975). Das
LSG hat die Auffassung vertreten, die Befreiung aufgrund des

Art° 2 5 1 des 2. RVÄndGsei unwiderruflich und unverzicht—
baro Art. 2 5 1 Abs. 4 des Gesetzes zur Neuregelung des
Rechts der Rentenversicherung der Angestellten (AnVNG) idF

des BBG, der entsprechend dem Grundgedanken der Rentenreform

über eine Öffnung der Rentenversicherung für weitere Personen—

gruppen auch den befreiten Angestellten die Pflichtversiche—

rung geöffnet habe, sehe eine iVerzichtmöglichkeit bei einer

Befreiung anläßlich der Beschäftigung bei einem Ehegatten

nicht vor. Diese Vorschrift verstoße nicht gegen die Art. 3
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und 6 des Grundgesetzes (GG). Das LSG hat die Revision wegen

grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zugelassen.

Die Klägerin hat Revision eingelegt. Sie rügt eine Verletzung

des Art. 2 5 1 des 2. RVÄndG. Diese Vorschrift enthalte seit

dem RRG eine offene Regelungslücke, die durch Anwendung des

auch in Art. 2 5 1 Abs. } AnVNG zum Ausdruck kommenden Grund-

satzes geschlossen werden müsse. Eine verfassungskonforme Aus-

legung des Art. 2 5 1 des 2. RVÄndG müsse heute dazu führen,

daß der Verzicht auf die Befreiung auch ohne ausdrückliche ge—
setzliche Zulassung möglich sei.

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und unter Ab-

änderung des Urteils des SG und Aufhebung

des Bescheides der Beklagten vom 12. Februar

1973 in der GeStalt des Widerspruchsbeschei—

des vom 28. März 1975 festzustellen, daß sie

ab 18. Oktober 1972 wieder in der gesetz—

lichen Angestelltenversicherung pflichtver—

sichert ist.

Die Beklagte hat unter Hinweis darauf, daß die im Mittelpunkt

des Rechtsstreits stehende Frage der Vereinbarkeit des Art. 2

5 1 Abs. 4 AnVNG idF des RRG mit dem Grundgesetz bereits dem
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) unter dem Aktenzeichen

1 BVL 10/76 zur Prüfung vorliegt. von einer Antragstellung und

Äußerung zur Sache abgesehen.

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Ur-

teil ohne mündliche Verhandlung (5 124 Abs. 2 des Sozialge-

?ichtsgesetzes —SGG«) einverstanden erklärt.
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Die Revision ist begründet. Das angefochtene Urteil ist

aufzuheben und die Sache zu neuer Verhandlung und Entschei—

dung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Der Streit geht darum, ob die Klägerin die von ihr durch An—

trag bewirkte Befreiung von der Versicherungspflicht wieder

rückgängig machen und damit die durch ihre entgeltliche Be—

schäftigung bei ihrem Ehemann an sich gemäß 5 2 Abs. 1 Nr. 1

des Angestelltenversicherungsgeset2es (AVG) begründete Ver—

sicherungspflicht wiederherstellen kann. Es handelt sich so—

mit um eine Streitigkeit über das Bestehen der Versicherungs-

pflicht. Bei einem solchen Rechtsstreit kann die Entscheidung

gegenüber Arbeitgeber und Versicherten nur einheitlich er-

gehen. Beide sind daher notwendige Streitgenossen mit der

Folge, daß der nicht als Kläger am Verfahren beteiligte Ver—

tragspartner des die Versicherungspflicht begründenden Be-

sohäftigungsverhältnisses nach 5 75 Abs. 2 SGG beizuladen

ist (vgl. Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Bd.I/2‚

s„ 234 w VI, BSGSozRNr. 52 und 37 zu 5 75 sec). Der Ehemann
der Klägerin hätte daher als Arbeitgeber zwingend beigeladen

werden müssen. Von dieser unverzichtbaren Notwendigkeit hat

nicht deshalb abgesehen werden dürfen, weil der Ehemann die

Klägerin als Prozeßbevollmächtigter vertreten hat, denn eine

Prozeßvertretung ist auf die Wahrung der Interessen des Ver—

tretenen beschränkt. Die Beiladung dagegen macht den Beige—

ladenen im Interesse der Wahrung seiner eigenen Belange, die

sich von denjenigen des Versicherten unterscheiden können,

selbst zum Beteiligten am Verfahren. Ob die im Prozeß vom
klagenden Versicherten und vom beigeladenen Arbeitgeber je—

weils im eigenen Namen verfolgbaren Interessen im Einzel-

fall gleich oder unterschiedlich sind, ist für die Notwen—

digkeit der Beiladung ohne Belang, so daß unberücksichtigt

bleiben mußte, daß der Ehemann der Klägerin als Prozeßver-

treter offenkundig das gleiche Ziel wie die Klägerin

selbst verfolgte. Das Unterlassen der notwendigen Beiladung

ist bei einer zulässigen Revision vun Amts wegen als Ver—
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fahrensfehler zu beachten (BSG SozR 4500 5 75 Nr. 4).

Das auf dem Verfahrensfehler beruhende Urteil des LSG muß da—

nach aufgehoben und — da das Revisionsgericht die Beiladung

nicht selbst vornehmen kann (% 168 SGG) — der Rechtsstreit zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen werden.

Von Ausführungen zur Sache selbst hat der Senat deshalb absehen

müssen. Der Senat brauchte den Ausgang des Verfahrens vor dem

BVerfG nicht abzuwarten. Ungeachtet des dortigen Ausgangs gibt

die unterlassene notwendige Beiladung auf jeden Fall Anlaß zur
r7-urückwerweisung.

Die Kostenentscheidung bleibt dem das Verfahren abschließenden

Urteil vorbehalten.
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